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Teil 1 

Einführung 

„Mehrheit entscheidet“ lautet die in Art. 2 Abs. 2 S. 2 BayVerf. verankerte 
Konkretisierung des Grundsatzes der Volkssouveränität. Eine solche ausdrück-
liche Anordnung des Mehrheitsprinzips fehlt in der entsprechenden Norm des 
Art. 20 Abs. 2 GG. Allerdings zählt das Mehrheitsprinzip gleichwohl „zu jenen 
Selbstverständlichkeiten des demokratischen Verfassungsrechts, die auch ohne 
ausdrückliche Anordnung gelten“1. Diese Einordnung des Mehrheitsprinzips 
als selbstverständliches und damit zugleich scheinbar einfaches Entschei-
dungsinstrument der Demokratie verdeckt jedoch die Komplexität seiner kon-
kreten Handhabung. Es bleibt insbesondere unklar, welche Art der Mehrheit 
nach der Verfassung im Einzelfall entscheidungsbefugt sein soll2. Dies gilt ins-
besondere für die Frage, ob aus verfassungsrechtlicher Perspektive bei einer 
Direktwahl eines monokratischen Amtes bereits eine relative Mehrheit hinrei-
chend sein kann oder – zumindest zunächst – eine absolute Mehrheit erforder-
lich ist.  

Eine relative Mehrheit ist bereits erreicht, wenn eine Alternative jeweils 
mehr Stimmen als jede andere erhalten hat, während die absolute Mehrheit erst 
gegeben ist, wenn diese Alternative zugleich mehr als die Hälfte der insgesamt 
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt3. Sowohl die Begriffsdefinition als 
auch die verfassungsrechtliche Einordnung wird allerdings dadurch erschwert, 
dass als Bezugszahl anstelle der abgegebenen Stimmen die Gesamtheit der Ab-

 
1 Prägnant Mußgnug, Mehrheitsprinzip, in: Breuer u. a. (Hrsg.), FS Klein, 2013, S. 249 

(251); in ähnlicher Weise auch Benda, Konsens, in: Hattenhauer/Kaltefleiter (Hrsg.), Mehr-
heitsprinzip, Konsens und Verfassung, 1986, S. 61 (61 f.); Hillgruber, Herrschaft, in: AöR 
127 (2002), S. 460 (463 f.); Brocker, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), GG, 3. Aufl. 2020, 
Art. 42 Rn. 15. Nach Fach, Demokratie, in: ARSP 61 (1975), S. 201 (205) gehört das Mehr-
heitsprinzip „zum selbstverständlichen Inventar westlicher Demokratieauffassung“. – Den-
noch sei es nach Stern, Staatsrecht, Bd. I, 1984, S. 611 aufgrund der in der Demokratie er-
forderlichen, vielfältigen Begrenzung der Mehrheitsherrschaft folgerichtig, dass „weder in 
die Weimarer Verfassung noch in das Grundgesetz der Satz ‚Mehrheit entscheidet‘ aufge-
nommen worden“ ist. 

2 Auf diese Unklarheit weist der BayVerfGHE 52, 104 (131) explizit hin. 
3 Heun, Mehrheitsprinzip, 1983, S. 124 f.; Höfling/Burkiczak, Mehrheitsprinzip, in: Jura 

2007, S. 561 (563). 
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stimmungsberechtigten fungieren kann4. In der Folge wird die absolute Mehr-
heit häufig ebenso als die Mehrheit der Abstimmungsberechtigten definiert5. 
Eine relative Mehrheit könnte bei diesem Verständnis als die einfache Mehr-
heit der Abstimmenden aufgefasst werden6. So selbstverständlich und unkom-
pliziert der Grundsatz „Mehrheit entscheidet“ auf den ersten Blick erscheint, 
so schwierig ist bei genauerer Betrachtung die im konkreten Fall nötige Defi-
nition der Mehrheit und noch mehr dessen verfassungsrechtliche Einordnung7. 

A. Forschungsstand 
A. Forschungsstand 

Diese beträchtliche Unsicherheit über die konkret erforderliche Mehrheit und 
insbesondere die Auseinandersetzung um die absolute und relative Mehrheit 
ist so alt wie das Mehrheitsprinzip selbst. Bereits in der Antike bereitete die 
Mehrheitsbestimmung insbesondere bei mehr als zwei Alternativen erhebliche 
Probleme, wobei in solchen Konstellationen meistens die relative Mehrheit der 
Stimmen für hinreichend erachtet wurde8. Im Rahmen der Entwicklung des 
modernen Wahlrechts im 19. Jahrhundert gab es dann eine intensive Debatte, 
ob bereits eine einstufige, relative Mehrheitswahl eine gültige Wahl bewirken 
könne oder eine andere Ausgestaltung der Mehrheitswahl erforderlich sei9. 
Umso bemerkenswerter erscheint es, dass trotz der in jüngerer Zeit vermehrt 
geführten Diskussion über die Beibehaltung beziehungsweise Einführung der 
Direktwahl kommunaler und staatlicher Spitzenämter deren Ausgestaltung hin-

 
4 Zu diesem Problem der unterschiedlichen Definition der Bezugszahl näher Varain, Be-

deutung, in: ZfP 11 (1964), S. 239 (242 ff.); Achterberg, Verhandlung, 1979, S. 44; C. 
Thiele, Regeln, 2008, S. 334 ff.; Magsaam, Mehrheit, 2014, S. 67 ff.; R. Kaiser, Mehrheits-
erfordernisse, in: JuS 2017, S. 221 (222). 

5 Siehe Sartori, Demokratietheorie, 1997, S. 220; C. Thiele, Regeln, 2008, S. 314; Muß-
gnug, Mehrheitsprinzip, in: Breuer u. a. (Hrsg.), FS Klein, 2013, S. 249 (253); Patzelt, Mehr-
heitsprinzip, in: Görres-Gesellschaft (Hrsg.), StL III, 8. Aufl. 2019, Sp. 1521 (1521). 

6 Sartori, Demokratietheorie, 1997, S. 220; Mußgnug, Mehrheitsprinzip, in: Breuer u. a. 
(Hrsg.), FS Klein, 2013, S. 249 (253); Patzelt, Mehrheitsprinzip, in: Görres-Gesellschaft 
(Hrsg.), StL III, 8. Aufl. 2019, Sp. 1521 (1521); zu diesem möglichen Verständnis auch Ach-
terberg, Verhandlung, 1979, S. 44; R. Kaiser, Mehrheitserfordernisse, in: JuS 2017, S. 221 
(223 f.). 

7 Zu Recht bemerkt Horn, Mehrheit, in: Der Staat 38 (1999), S. 399 (401), dass „die wis-
senschaftliche Diskussion an einer unzureichenden Verständigung über den verwendeten 
Mehrheitsbegriff [leidet]“. Eine erhebliche Uneinheitlichkeit in den Begriffsdefinitionen 
konstatieren auch Höfling/Burkiczak, Mehrheitsprinzip, in: Jura 2007, S. 561 (562); R. Kai-
ser, Mehrheitserfordernisse, in: JuS 2017, S. 221 (221). 

8 Siehe dazu die ausführliche Darstellung bei Kemmler, Abstimmungsmethode, 1969, 
S. 32 ff. 

9 Aus der zeitgenössischen Literatur Reichard, Statistik, 1844, S. 270 f.; Bülau, Wahl-
recht, 1849, S. 166 ff.; G. Meyer, Wahlrecht, 1901, S. 616 ff. 
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sichtlich des Mehrheitserfordernisses in der juristischen Literatur kaum Beach-
tung findet10. In dieser Hinsicht lässt sich wie im Allgemeinen ein „Tief-
schlaf“11 des Mehrheitsprinzips konstatieren, da es trotz seiner zentralen Be-
deutung im Gegensatz zu anderen demokratischen Grundsätzen eine ver-
gleichsweise geringe Beachtung in der Literatur erfährt12. Es besteht ein auf-
fälliges Missverhältnis dahingehend, dass zu den verfassungsrechtlichen Vor-
aussetzungen und Grundlagen einer Mehrheitsentscheidung etwa in Gestalt der 
Rechte der Staatsbürger oder Abgeordneten im Wahl- oder Abstimmungsver-
fahren eine beinah unübersehbare Fülle an Literatur existiert, während das kon-
krete Verfahren der Mehrheitsentscheidung insbesondere im Hinblick auf ein 
bestimmtes Mehrheitserfordernis kaum thematisiert wird und daher mit erheb-
lichen Unklarheiten behaftet bleibt. Praktische Relevanz gewann dieser Um-
stand durch die zweimalige Abschaffung der Stichwahl bei Bürgermeister- und 
Landratswahlen in Nordrhein-Westfalen, die jeweils den Verfassungsgerichts-
hof des Landes beschäftigte und zu im Ergebnis gegenteiligen Entscheidungen 
führte.  

Zunächst billigte der Verfassungsgerichtshof im Jahr 2009 die von der Ko-
alition aus CDU und FDP beschlossene ersatzlose Abschaffung der Stichwahl, 
sodass die Direktwahl der Bürgermeister und Landräte in jenem Jahr als ein-
stufige, relative Mehrheitswahl durchgeführt werden konnte13. Diese bereits im 
Jahr 2011 durch die neu gewählte Koalition aus SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen rückgängig gemachte Wahlrechtsreform wurde im Jahr 2019 durch die am-
tierende Koalition aus CDU und FDP erneut beschlossen14. Diese führte wie-

 
10 Dies stellt auch Krüper, Stichwahlen, in: DÖV 2009, S. 758 (759) fest. Beispielhaft 

steht dafür die Kürze der Darstellung zur konkreten Ausgestaltung der Direktwahl des Mi-
nisterpräsidenten bei Backmann, Direktwahl, 2006, S. 342 ff. 

11 Diese Kennzeichnung findet sich bereits bei Häberle, Mehrheitsprinzip, in: JZ 1977, 
S. 241 (241); Horn, Mehrheit, in: Der Staat 38 (1999), S. 399 (400). 

12 Zu diesem Umstand schon Varain, Bedeutung, in: ZfP 11 (1964), S. 239 (239); Dreier, 
Majoritätsprinzip, in: ZParl 17 (1986), S. 94 (100). Bereits v. Gierke, Geschichte, in: Gug-
genberger/Offe (Hrsg.), An den Grenzen der Mehrheitsdemokratie, 1984, S. 22 (22) hatte im 
Jahr 1913 konstatiert, dass das Mehrheitsprinzip „als etwas Selbstverständliches hin[genom-
men]“ werde und kaum „eingehendere Versuche seiner Rechtfertigung“ unternommen wer-
den. An diesem Zustand hat sich – wie R. Kaiser, Mehrheitsprinzip, 2020, S. 3 bemerkt – 
erst in den 1970er und 1980er Jahre etwas geändert, wenngleich es sich dabei lediglich um 
eine kurze Phase handelte, in der das Thema keinesfalls hinsichtlich der verfassungsrechtli-
chen Grundlagen erschöpfend erforscht worden ist. Zutreffend bemerkt Horn, Mehrheit, in: 
Der Staat 38 (1999), S. 399 (400) daher: „Mittlerweile, nachdem sich der Sturm gelegt hat, 
scheint es in jenen Tiefschlaf zurückgesunken.“ 

13 Siehe den Entscheidungstenor in VerfGH NRW, NVwZ 2009, S. 1096. 
14 Siehe den Änderungsantrag der Fraktionen CDU und FDP zum Gesetzentwurf der Lan-

desregierung für ein Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und weiterer wahl-
rechtlicher Vorschriften, Drs. 17/4305 des Landtages Nordrhein-Westfalen sowie das Ge-
setz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen vom 23.4.2019, S. 202 ff. 
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derum zu einem Normenkontrollverfahren vor dem Verfassungsgerichtshof. 
Ein Einfallstor für eine neuerliche, verfassungsgerichtliche Überprüfung hatte 
die Entscheidung aus dem Jahr 2009 selbst eröffnet, indem diese dem Gesetz-
geber eine Beobachtungspflicht dahingehend auferlegt hatte, „ob das beste-
hende Wahlsystem den erforderlichen Gehalt an demokratischer Legitimation 
auch zukünftig zu vermitteln vermag.“15 Vor dem Hintergrund der im letzten 
Jahrzehnt zunehmenden Pluralisierung der politischen Landschaft und der da-
mit zu erwartenden Verringerung der Zustimmungsraten hatten Sachverstän-
dige im Gesetzgebungsverfahren bereits entsprechende Zweifel an der Verfas-
sungsmäßigkeit angemeldet16. Mit knapper Senatsmehrheit erklärte der Ver-
fassungsgerichtshof Ende 2019 die Abschaffung tatsächlich für verfassungs-
widrig, weil sich der Gesetzgeber mit den Konsequenzen der politischen Plu-
ralisierung nicht ausreichend befasst habe und damit der gebotenen Verpflich-
tung zur Analyse der politischen Entwicklung nicht nachgekommen sei17. Eine 
allgemeingültige und abschließende Aussage zur Verfassungswidrigkeit einer 
einstufigen, relativen Mehrheitswahl war damit, wie der Verfassungsgerichts-
hof sogar ausdrücklich betonte, nicht verbunden:  

„Ausgehend von dem dargestellten Befund kann nicht ein für alle Mal abstrakt beurteilt wer-
den, ob eine einstufige Wahl der kommunalen Hauptverwaltungsbeamten und -beamtinnen 
mit einfacher Mehrheit diesen eine hinreichende demokratische Legitimation vermittelt. Die 
verfassungsrechtliche Beurteilung hängt vielmehr von den jeweils zugrunde liegenden nor-
mativen und tatsächlichen Verhältnissen ab.“18  

Die in diesen Ausführungen verwendete Bezeichnung der relativen Mehrheit 
als „einfache Mehrheit“ begünstigt zudem weitere Missverständnisse. Daher 
hat auch das zweite Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof keinesfalls zu 
einer Klärung der vorliegenden Frage beigetragen. Vielmehr hat das Verfahren 
sogar einen Widerspruch dahingehend offenbart, dass für manche nicht die Ab-
schaffung der Stichwahl, sondern vielmehr die Stichwahl selbst verfassungs-
rechtlich prekär und rechtfertigungsbedürftig sei19. Dies verdeutlicht die nach 

 
15 VerfGH NRW, NVwZ 2009, S. 1096 (1100); kritisch hierzu wegen der fehlenden nor-

mativen Kriterien, anhand derer eine zukünftige Beurteilung erfolgen soll Krüper, Stichwah-
len, in: DÖV 2009, S. 758 (759); Mehde, Stichwahlen, in: KommJur 2013, S. 446 (452). 

16 So Morlok, Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung, Drs. 17/3776 und 
zum Änderungsantrag Drs. 17/4305 des Landtages Nordrhein-Westfalen, Stellungnahme 
17/1203, S. 8; Wißmann, Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drs. 17/3776 und zum Änderungsantrag Drs. 17/4305 des Landtages Nordrhein-Westfalen, 
Stellungnahme 17/1195 vom 10.2.2019, S. 4. 

17 VerfGH NRW, Urteil vom 20.12.2019, 35/19, S. 55 ff., abrufbar unter www.verfgh.
nrw.de/rechtsprechung/entscheidungen/2019/191220_35_19.pdf (letzter Abruf: 31.7.2024). 

18 VerfGH NRW, Urteil vom 20.12.2019, 35/19, S. 48 f. 
19 So die Argumentation des Landtages in VerfGH NRW, Urteil vom 20.12.2019, 35/19, 

S. 27; entsprechend Dietlein, in: ders./Heusch (Hrsg.), Kommunalrecht Nordrhein-West-
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wie vor bestehenden Unklarheiten hinsichtlich der verfassungsrechtlichen 
Rahmenbedingungen der Direktwahl monokratischer Ämter, die weder die 
zwei Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-
Westfalen noch die in deren Kontext publizierte Literatur beseitigen konnten. 

Diese beginnen schon mit der Frage des verfassungsrechtlichen Maßstabs. 
Zwar hat der Verfassungsgerichtshof zunächst das Demokratieprinzip nach 
Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG als normativen Anknüpfungspunkt hervorgehoben, aber 
zugleich auf die in Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG genannten Wahlrechtsgrundsätze 
rekurriert20. Weder deren formale Anwendbarkeit noch die materielle Relevanz 
für die Direktwahl kommunaler Hauptverwaltungsbeamter ist bislang hinrei-
chend geklärt21. Für die nötige Legitimation eines monokratischen Amtes 
durch ein mehrstufiges Wahlverfahren führen einige Stimmen die Wahl des 
Bundeskanzlers nach Art. 63 GG oder des Bundespräsidenten nach Art. 54 GG 
an, bei denen eine relative Mehrheit erst in nachfolgenden Wahlgängen ge-
nügt22. Umgekehrt verweisen andere auf die Wahlkreisentscheidung bei der 
Bundestagswahl, die allein auf einer relativen Mehrheit beruhe und verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden sei23. Schließlich ist die Relevanz einer 
geringen Wahlbeteiligung in der Stichwahl für die Beurteilung der demokrati-
schen Legitimation unklar, welche als maßgebliches Argument für deren er-
satzlose Abschaffung fungierte24. Es bleibt daher insgesamt äußerst umstritten, 

 
falen, 2020, Systematische Einführung zum Kommunalrecht Deutschlands Rn. 133.2; a.A. 
ohne nähere Begründung VerfGH NRW, Urteil vom 20.12.2019, 35/19, S. 44. 

20 Siehe VerfGH NRW, NVwZ 2009, S. 1096 (1097); VerfGH NRW, Urteil vom 
20.12.2019, 35/19, S. 40 f. 

21 Für eine Betroffenheit der Wahlrechtsgrundsätze in diesem Fall Krüper, Stichwahlen, 
in: DÖV 2009, S. 758 (763 f.); Morlok, Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregie-
rung, Drs. 17/3776 und zum Änderungsantrag Drs. 17/4305 des Landtages Nordrhein-West-
falen, Stellungnahme 17/1203, S. 3 f.; anders hingegen VerfGH NRW, NVwZ 2009, S. 1096 
(1100); Groß, Direktwahl, in: LKRZ 2010, S. 93 (95); Mehde, Stichwahlen, in: KommJur 
2013, S. 446 (451). 

22 Seybold, Stichwahl, in: DVP 2010, S. 453 (454 Fn. 13); Bätge, Stellungnahme zum 
Gesetzentwurf der Landesregierung Drs. 17/3776 und zum Änderungsantrag Drs. 17/4305 
des Landtages Nordrhein-Westfalen, Stellungnahme 17/1194, S. 15; ablehnend hingegen 
VerfGH NRW, NVwZ 2009, S. 1096 (1098); Mehde, Stichwahlen, in: KommJur 2013, 
S. 446 (452); Wißmann, Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drs. 17/3776 und zum Änderungsantrag Drs. 17/4305 des Landtages Nordrhein-Westfalen, 
Stellungnahme 17/1195 vom 10.2.2019, S. 2. 

23 VerfGH NRW, NVwZ 2009, S. 1096 (1098 f.); Pieroth, Stellungnahme zum Gesetz-
entwurf der Landesregierung Drs. 14/3977 des Landtages Nordrhein-Westfalen, Stellung-
nahme 14/1169 vom 31.5.2007, S. 9; ablehnend hingegen Holste, Stichwahl, in: ZRP 2007, 
S. 94 (96); Krüper, Stichwahlen, in: DÖV 2009, S. 758 (761); Groß, Direktwahl, in: LKRZ 
2010, S. 93 (96); Seybold, Stichwahl, in: DVP 2010, S. 453 (454). 

24 Siehe die Begründung des Änderungsantrages der Fraktionen CDU und FDP zum Ge-
setzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes 
und weiterer wahlrechtlicher Vorschriften, Drs. 17/4305 des Landtages Nordrhein-Westfa-
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ob die relative Mehrheit im ersten Wahlgang eine hinreichende demokratische 
Legitimation des kommunalen Hauptverwaltungsbeamten vermittelt und damit 
die Stichwahl ersatzlos abgeschafft werden darf25. 

B. Methodische Grundlagen 
B. Methodische Grundlagen 

Die vorliegende Fragestellung beinhaltet die besondere Herausforderung, den 
verfassungsrechtlichen Gehalt des unbestimmten Mehrheitsprinzips auf der 
Grundlage des ebenso offenen und mit einer jahrtausendealten Ideengeschichte 
verknüpften Demokratieprinzips des Grundgesetzes herzuleiten26. Deshalb be-
darf es als methodische Grundlage zunächst einer Vergewisserung über die 
Auslegung und Anwendung des in Art. 20 Abs. 1 und 2 GG verankerten und 
in Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG und Art. 79 Abs. 3 GG in Bezug genommenen De-
mokratieprinzips. Als ein verfassungsrechtliches Prinzip enthält es selbst noch 
keine konkrete Regelung, sondern gibt lediglich den verfassungsrechtlichen 
Rahmen für die konkrete Ausgestaltung der demokratischen Verfahren und In-
stitutionen vor27. Das verfassungsrechtlich erforderliche Ausmaß der Verwirk-
lichung einzelner Gehalte ergibt sich regelmäßig erst in einer Abwägung mit 
den im konkreten Fall in Konflikt stehenden anderen Verfassungsprinzipien 

 
len, S. 2. Für die verfassungsrechtliche Relevanz der Wahlbeteiligung VerfGH NRW, NVwZ 
2009, S. 1096 (1100); Sondervotum zu VerfGH NRW, Urteil vom 20.12.2019, 35/19, 
S. 81 f.; Holste, Stichwahl, in: ZRP 2007, S. 94 (95); Magsaam, Mehrheit, 2014, S. 75; Diet-
lein, in: ders./Heusch (Hrsg.), Kommunalrecht Nordrhein-Westfalen, 2020, Systematische 
Einführung zum Kommunalrecht Deutschlands Rn. 133.2; dagegen Krüper, Stichwahlen, in: 
DÖV 2009, S. 758 (762); Mehde, Stichwahlen, in: KommJur 2013, S. 446 (448 f.); Morlok, 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung, Drs. 17/3776 und zum Änderungs-
antrag Drs. 17/4305 des Landtages Nordrhein-Westfalen, Stellungnahme 17/1203, S. 3; Hus-
ter/Rux, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), GG, 3. Aufl. 2020, Art. 20 Rn. 90. 

25 Dafür VerfGH NRW, NVwZ 2009, S. 1096 (1100); Groß, Direktwahl, in: LKRZ 2010, 
S. 93 (96); Mehde, Stichwahlen, in: KommJur 2013, S. 446 (452); Schwarz, in: Huber/Voß-
kuhle (Hrsg.), GG, Bd. II, 8. Aufl. 2024, Art. 28 Rn. 110; kritisch Holste, Stichwahl, in: ZRP 
2007, S. 94 (95 f.); Henneke/Ritgen, Direktwahl, in: DÖV 2010, S. 665 (676); Röttger/Ra-
min, Stichwahl, in: DVP 2013, S. 506 (507 ff.); ablehnend Krüper, Stichwahlen, in: DÖV 
2009, S. 758 (762); Morlok, Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung, 
Drs. 17/3776 und zum Änderungsantrag Drs. 17/4305 des Landtages Nordrhein-Westfalen, 
Stellungnahme 17/1203, S. 2 f. 

26 Zur Ideengeschichte der Demokratie näher Dreier, in: ders. (Hrsg.), GG, Bd. II, 3. Aufl. 
2015, Art. 20 (Demokratie), Rn. 1 ff.; Grzeszick, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), GG, 
Art. 20 II (2022), Rn. 2 ff.; Sommermann, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Bd. II, 8. Aufl. 
2024, Art. 20 Rn. 63 ff. 

27 In diesem Sinne Hesse, Grundzüge, 1995, Rn. 129; Morlok, Demokratie, in: Badura/
Dreier (Hrsg.), FS BVerfG, Bd. II, 2001, S. 559 (563); Hain, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), 
GG, Bd. II, 8. Aufl. 2024, Art. 79 Rn. 49. 
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und den tatsächlichen Umsetzungsmöglichkeiten28. In dieser Hinsicht können 
die Verfassungsprinzipien und damit auch das Demokratieprinzip als Optimie-
rungsgebot aufgefasst werden, die auf die unter diesen Begebenheiten weit-
möglichste Realisierung gerichtet sind29. Zumindest missverständlich ist daher 
die Formulierung des Bundesverfassungsgerichts im Lissabon-Urteil: „Das de-
mokratische Prinzip ist nicht abwägungsfähig; es ist unantastbar.“30 Diese Aus-
sage trifft zwar dahingehend zu, dass eine scheinbar legale Aushöhlung des 
Wesenskerns des demokratischen Verfassungsstaates durch Art. 79 Abs. 3 GG 
auszuschließen ist31, zu dem insbesondere die Volkssouveränität im Sinne ei-
ner Rückbindung jeder staatlichen Entscheidung auf das Staatsvolk zählt32. Al-
lerdings hat das Bundesverfassungsgericht bereits im Maastricht-Urteil zutref-
fend ausgeführt, dass sich die hinreichende Legitimation der Staatsgewalt „auf 
verschiedene Weise, nicht nur in einer bestimmten Form, herstellen“33 lässt. 
Demnach schließt Art. 79 Abs. 3 GG eine Zurückdrängung des Demokratie-
prinzips in seinem Kern aus, verbietet aber nicht, einzelne Bestandteile in einer 
Abwägung mit entgegenstehenden Belangen in ihrem tatsächlichen und recht-
lichen Kontext und damit „aus sachgerechten Gründen zu modifizieren“34. 
Diese Einsicht hat zugleich zur Folge, dass die gebotene restriktive Auslegung 

 
28 Siehe Alexy, Grundrechte, 1985, S. 100 f.; Morlok, Demokratie, in: Badura/Dreier 

(Hrsg.), FS BVerfG, Bd. II, 2001, S. 559 (564 f.); Krüper, Stichwahlen, in: DÖV 2009, 
S. 758 (760 f.); Kotzur, in: v. Münch/Kunig (Hrsg.), GG, Bd. I, 7. Aufl. 2021, Art. 20 
Rn. 21 f.; Hain, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Bd. II, 8. Aufl. 2024, Art. 79 Rn. 49 ff. 

29 Grundlegend Alexy, Grundrechte, 1985, S. 75 f.; ferner Hesse, Grundzüge, 1995, 
Rn. 72; Unruh, Verfassungsbegriff, 2002, S. 411 ff.; Kotzur, in: v. Münch/Kunig (Hrsg.), 
GG, Bd. I, 7. Aufl. 2021, Art. 20 Rn. 21; Morlok/Michael, Staatsorganisationsrecht, 2023, 
Rn. 95; speziell für den Charakter des Demokratieprinzips als Optimierungsgebot Morlok, 
Demokratie, in: Badura/Dreier (Hrsg.), FS BVerfG, Bd. II, 2001, S. 559 (564 f.); Droege, 
Herrschaft, in: DÖV 2009, S. 649 (654); Krüper, Stichwahlen, in: DÖV 2009, S. 758 (761); 
skeptischer Möllers, Demokratie, in: Herdegen u. a. (Hrsg.), HdbVerfR, 2021, § 5 Rn. 11; 
ablehnend hingegen Waldhoff, Manipulation, in: JZ 2009, S. 144 (146 f.); Hain, in: Huber/
Voßkuhle (Hrsg.), GG, Bd. II, 8. Aufl. 2024, Art. 79 Rn. 50. 

30 BVerfGE 123, 267 (343); sinngemäß HmbVerfG, NVwZ 2016, S. 381 (384 Rn. 65). 
31 Siehe die Äußerungen der Abgeordneten Dehler und Schmid in der Sechsunddreißigs-

ten Sitzung des Hauptausschusses, 12. Januar 1949, in: Deutscher Bundestag/Bundesarchiv 
(Hrsg.), Der Parlamentarische Rat 1948–1949, Bd. XIV, 2009, S. 1118; ferner BVerfGE 30, 
1 (24); Möllers, Demokratie, in: Herdegen u. a. (Hrsg.), HdbVerfR, 2021, § 5 Rn. 54. 

32 So ausdrücklich BVerfGE 89, 155 (182); VerfGH NRW, Urteil vom 20.12.2019, 35/19, 
S. 41; Herdegen, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), GG, Art. 79 (2014), Rn. 129; Hain, in: 
Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Bd. II, 8. Aufl. 2024, Art. 79 Rn. 83. 

33 Prägnant BVerfGE 89, 155 (182). 
34 BVerfGE 84, 90 (121); 94, 49 (103); 137, 108 (144 f. Rn. 84); sinngemäß BVerfGE 

30, 1 (24); 109, 279 (310). 
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des Art. 79 Abs. 3 GG35 und Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG36 und die damit verbun-
dene Differenzierung zwischen den Anforderungen an den einfachen und ver-
fassungsändernden Gesetzgeber nicht schon hinsichtlich des Umfangs der de-
mokratischen Grundsätze auf der Gewährleistungsebene, sondern erst im Rah-
men des jeweiligen Abwägungs- und Umsetzungsvorgangs erfolgt, in welchem 
dem verfassungsändernden Gesetzgeber ein größerer Spielraum zuzugestehen 
ist37. 

Sowohl die Beurteilung dieses Abwägungsvorgangs als auch bereits die 
Herleitung der einzelnen Gehalte des Demokratieprinzips gestaltet sich infolge 
seiner Unbestimmtheit äußerst herausfordernd. „[D]amit die Dogmatik nicht 
zur Karikatur des deutschen Professors gerät, der mit einem leeren Blatt und 
einem Stift den Begriff der Demokratie more geometrico herzuleiten sucht“38, 
bedarf es auf der Grundlage der klassischen Auslegungsmethoden insbeson-
dere der Untersuchung des historischen Fundamentes des Demokratieprinzips, 
des teleologischen Hintergrundes im Sinne der praktischen Funktionsweise der 
Demokratie sowie der Systematik der grundgesetzlichen Ausgestaltung der de-
mokratischen Ordnung39. Hinsichtlich des historischen Aspektes bedarf es ne-
ben der Untersuchung der unmittelbaren Entstehungsgeschichte des Grundge-
setzes der Einbeziehung der dieser vorausliegenden und daher für deren Ver-
ständnis relevanten „moderne[n] Verfassungsgeschichte“40. Noch mehr als die 

 
35 Zur restriktiven Auslegung des Art. 79 Abs. 3 GG explizit BVerfGE 109, 279 (310); 

Herdegen, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), GG, Art. 79 (2014), Rn. 80; Bryde, in: v. 
Münch/Kunig (Hrsg.), GG, Bd. II, 7. Aufl. 2021, Art. 79 Rn. 37; Sachs, in: ders. (Hrsg.), 
GG, 9. Aufl. 2021, Art. 79 Rn. 26; Kment, in: Jarass/Pieroth (Hrsg.), GG, 18. Aufl. 2024, 
Art. 79 Rn. 9 f. 

36 Zur restriktiven Auslegung des Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG explizit VerfGH NRW, NVwZ 
2018, S. 159 (170 Rn. 135 ff.); Dreier, in: ders. (Hrsg.), GG, Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 28 
Rn. 53; Michael, Sperrklauseln, 2015, S. 111 f.; W. Roth, Sperrklausel, 2015, S. 105. 

37 In diesem Sinne führt Bryde, in: v. Münch/Kunig (Hrsg.), GG, Bd. II, 7. Aufl. 2021, 
Art. 79 Rn. 37 zur Ewigkeitsklausel zutreffend aus, dass die gebotene „restriktive Auslegung 
[…] bei Abs. 3 ansetzen [muss], nicht in den in ihm genannten Grundprinzipien“; ähnlich 
Herdegen, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), GG, Art. 79 (2014), Rn. 110 ff., nach dessen 
Auffassung „Art. 79 Abs. 3 GG die Gewährleistungsgehalte der Art. 1 und 20 GG nicht ka-
tegorisch dem Zugriff des verfassungsändernden Gesetzgebers [entzieht].“ – Explizit zum 
weiteren Spielraum des verfassungsändernden Gesetzgebers im Wahlrecht hinsichtlich einer 
verfassungsunmittelbaren Sperrklausel VerfGH NRW, NVwZ 2018, S. 159 (171 
Rn. 146 ff.); Sondervotum zu BerlVerfGH, Urteil vom 13.5.2013 – 155/11 –, juris, Rn. 55; 
ausführlich dazu unten Teil 2, B. IV. 2. b). 

38 So prägnant Möllers, Demokratie, in: Herdegen u. a. (Hrsg.), HdbVerfR, 2021, § 5 
Rn. 10. 

39 Ausführlich zur Verfassungsauslegung nach den klassischen Auslegungsmethoden 
Starck, Maximen, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR XII, 3. Aufl. 2014, § 271 Rn. 17 ff. 

40 BVerfGE 5, 85 (112). In diesem Sinne weisen Morlok/Schindler, Smend, in: Lhotta 
(Hrsg.), Die Integration des modernen Staates, 2005, S. 13 (14) darauf hin, dass die Ausle-
gung der Verfassung nicht von der „geistesgeschichtlichen Tradition […] abgelöst werden 
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historische Auslegung bedarf die teleologische Auslegung einer interdiszipli-
nären Öffnung dahingehend, die faktische Wirkungsweise anhand soziologi-
scher und politologischer Befunde zu ergründen, um die tatsächliche Realisie-
rung der normativen Vorgaben sicherzustellen41. Das Bundesverfassungsge-
richt hat insoweit zur Realisierung der in Art. 20 Abs. 2 GG verankerten Volks-
souveränität ausgeführt: „Das ‚Ausgehen der Staatsgewalt‘ vom Volk muss für 
das Volk wie auch die Staatsorgane jeweils konkret erfahrbar und praktisch 
wirksam sein.“42 In diesem Sinne sind das Demokratieprinzip und im speziel-
len das daraus folgende Mehrheitsprinzip in Bezug auf die konkrete Konstel-
lation und die tatsächliche Wirklichkeit zu betrachten43. Im Sinne einer syste-
matischen Auslegung des Demokratieprinzips müssen schließlich dessen Kon-
kretisierungen im Grundgesetz Berücksichtigung finden44. Die konkrete Aus-
gestaltung in der ursprünglichen Fassung des Grundgesetzes kann einen be-
deutsamen Anhaltspunkt für die Auslegung des allgemeinen Prinzips liefern, 
weil deren Vereinbarkeit mit dem übergeordneten Prinzip vorauszusetzen ist45. 
Dies darf allerdings nicht zu der Fehlannahme verleiten, dass bestimmte Aus-
gestaltungen – wie etwa die in Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG und Art. 38 Abs. 1 
S. 1 GG niedergelten Wahlrechtsgrundsätze – zwingend dem Gewährleis-
tungsbereich des Demokratieprinzips unterfallen würden oder umgekehrt die 
im Grundgesetz unterbliebene Ausformung gegen eine Einbeziehung in das 
Demokratieprinzip sprechen müsste46. Erst in einer Gesamtbetrachtung aller 
historischen, teleologischen und systematischen Aspekte lässt sich eine Aus-
sage darüber treffen, ob und auf welche Weise bestimmte Konzepte und Ge-

 
[kann]“; sinngemäß Starck, Maximen, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR XII, 3. Aufl. 2014, 
§ 271 Rn. 21. 

41 Zu einem so verstandenen Wirklichkeitsbezug der Verfassungsauslegung Hesse, 
Grundzüge, 1995, Rn. 45 ff.; Unger, Verfassungsprinzip, 2008, S. 129 f.; Hain, in: Huber/
Voßkuhle (Hrsg.), GG, Bd. II, 8. Aufl. 2024, Art. 79 Rn. 57. 

42 BVerfGE 107, 59 (91); 147, 50 (127 Rn. 198). 
43 Dazu Häberle, Mehrheitsprinzip, in: JZ 1977, S. 241 (245); Hesse, Grundzüge, 1995, 

Rn. 133. Bereits Kelsen, Demokratie, 1929, S. 55 weist auf diese gebotene Differenzierung 
zwischen „Ideologie und Realität“ hin. 

44 Die maßgebliche Relevanz dieser Methode betonen Stern, Staatsrecht, Bd. I, 1984, 
S. 599 f.; Hesse, Grundzüge, 1995, Rn. 127 f.; Starck, Maximen, in: Isensee/Kirchhof 
(Hrsg.), HStR XII, 3. Aufl. 2014, § 271 Rn. 68. 

45 So auch Herdegen, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), GG, Art. 79 (2014), Rn. 111; S. 
Lenz, Kommunalverwaltung, 2020, S. 45 f.; Hain, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Bd. II, 
8. Aufl. 2024, Art. 79 Rn. 57. 

46 Insofern kritisch gegenüber der Auslegung der Prinzipien unter Rückgriff auf die Kon-
kretisierungen im Grundgesetz Unger, Verfassungsprinzip, 2008, S. 243 ff.; Hain, in: 
Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Bd. II, 8. Aufl. 2024, Art. 79 Rn. 80. 
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halte, die mit dem Begriff der Demokratie verbunden sind, tatsächlich in das 
Demokratieprinzip des Grundgesetzes übernommen worden sind47. 

C. Gang und Ziel der Untersuchung 
C. Gang und Ziel der Untersuchung 

Trotz der schon Jahrhunderte alten Debatte über die konkret erforderliche 
Mehrheit bei einer Direktwahl fehlt es nach wie vor an einer eingehenden Un-
tersuchung dieser Fragestellung anhand des Demokratieprinzips. Praktische 
Relevanz hat dieser Umstand insbesondere mit der rechtlichen Auseinander-
setzung um die Ausgestaltung der Direktwahl kommunaler Hauptverwaltungs-
beamter in Nordrhein-Westfalen gewonnen, bei der eine erhebliche Unsicher-
heit verbleibt, ob eine einstufige, relative Mehrheitswahl verfassungsrechtlich 
zulässig ist. Deshalb soll die vorliegende Arbeit die verfassungsrechtliche 
Maßstabswirkung des Mehrheitsprinzips im Wahlrecht am Beispiel der Direkt-
wahl der Bürgermeister und Landräte in Nordrhein-Westfalen auf der Grund-
lage des Demokratieprinzips entfalten.  

Dabei soll allerdings keinesfalls eine ausschließliche Fokussierung auf die-
ses Wahlverfahren erfolgen, sondern zugleich die allgemeine Relevanz des 
Mehrheitsprinzips im Wahlrecht untersucht werden. Auf diese Weise ist die in 
der Debatte über die ersatzlose Abschaffung der Stichwahl angeführte Aussage 
einer kritischen Überprüfung zu unterziehen, wonach dem Gesetzgeber bei der 
Ausgestaltung einer Parlamentswahl ein deutlich größerer Spielraum zukäme 
als bei der Direktwahl eines monokratischen Amtes48. In der Folge können wo-
möglich neue Erkenntnisse zum Bundestagswahlrecht gewonnen werden, bei 
der die Wahlkreisentscheidung auf der Grundlage einer relativen Mehrheit 
durch die Wahlrechtsreform im Jahr 2023 in einen besonderen Fokus gerückt 
ist49. Außerdem können die im Hinblick auf die Bürgermeister- und Landrats-
wahlen entwickelten Reformvorschläge wie die Alternativstimme zugleich für 
die Landtags- und Bundestagswahl als Ersatzstimme für die Sperrklausel Be-
deutung erlangen50. Die vorliegende Arbeit kann folglich nicht nur die zulässi-
gen Ausgestaltungsvarianten der Direktwahl kommunaler Hauptverwaltungs-
beamter einer verfassungsrechtlichen Beurteilung unterziehen, sondern dabei 

 
47 Auf diese erforderliche Differenzierung zwischen dem allgemeinen und dem verfas-

sungsrechtlichen Demokratiebegriff verweisen Stern, Staatsrecht, Bd. I, 1984, S. 588 f.; 
Hesse, Grundzüge, 1995, Rn. 127; Unger, Verfassungsprinzip, 2008, S. 85 ff.; Dreier, in: 
ders. (Hrsg.), GG, Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 20 (Demokratie), Rn. 60; S. Lenz, Kommunal-
verwaltung, 2020, S. 18 f.; Morlok/Michael, Staatsorganisationsrecht, 2023, Rn. 122. 

48 Diese Aussage findet sich bei Krüper, Stichwahlen, in: DÖV 2009, S. 758 (761); 
Mehde, Stichwahlen, in: KommJur 2013, S. 446 (447). 

49 Zur Verfassungsmäßigkeit dieser Wahlreform ausführlich unten Teil 3, C. II. 3.  
50 Ausführlich zu diesem Alternativstimmenmodell unten Teil 4, B. II. 1. a). 
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